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enden und in den Schulferien spezifische Angebote für Kin­
der, Jugendliche und die ganze Familie.

§ 10
Gruppenbildung

(1) Die Kinder können in homogenen Altersgruppen oder 
in altersgemischten Gruppen betreut werden.

(2) Kinder mit Behinderungen können in diese Gruppen 
integriert oder in eigenständigen Gruppen betreut werden.

(3) Über die Gruppenbildung entscheidet die Leiterin nach 
pädagogischen Gesichtspunkten auf der Grundlage des zur 
Verfügung stehenden Personals und der vorhandenen Bedin­
gungen im Benehmen mit der Elternvertretung und den Päd­
agogen.

§11
Medizinische Betreuung

Im Interesse der gesunden Entwicklung der Kinder ist in 
allen Kinderkrippen und Kindergärten die medizinische und 
zahnmedizinische Betreuung zu gewährleisten.

§ 12 
Personal

In Tageseinrichtungen für Kinder sind pädagogisch ausge­
bildete Kräfte einzusetzen, die über das erforderliche beruf­
liche Können, persönliche Eignung und Engagement für die 
Interessen der Kinder verfügen. Sie nehmen die Verantwor­
tung für die Fürsorge und Aufsicht über die ihnen anvertrau­
ten Kinder während ihres Aufenthaltes in der Tageseinrich­
tung für Kinder wahr.

§ 13 -
Erlaubnis

(1) Träger einer Tageseinrichtung für Kinder bedürfen zum 
Betreiben einer Tageseinrichtung der Erlaubnis durch die zu­
ständige oberste Landesbehörde. Die Erlaubnis kann mit Ne­
benbestimmungen versehen werden.

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Betreuung der 
Kinder oder der Jugendlichen durch geeignete Kräfte nicht ge­
sichert oder in sonstiger Weise das Wohl der Kinder oder der 
Jugendlichen in der Tageseinrichtung für Kinder nicht ge­
währleistet ist. Über die Voraussetzungen der Eignung des 
pädagogischen Personals und der Tageseinrichtung für Kin­
der bezüglich der Gesamtheit aller Bedingungen für die Be­
treuung, Bildung und Erziehung der Kinder sind Vereinba­
rungen mit den Trägern der Tageseinrichtungen für Kinder 
anzustreben. Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu wi­
derrufen, wenn das Wohl der Kinder oder der Jugendlichen 
in der Tageseinrichtung für Kinder gefährdet und der Träger 
nicht bereit oder in der Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. 
Zur Sicherung des Wohles der Kinder und der Jugendlichen 
können auch nachträgliche Auflagen erteilt werden. Wider­
spruch und Anfechtungsklage gegen Rücknahme oder Wider­
ruf der Erlaubnis haben keine aufschiebende Wirkung.

(3) Besteht für eine Tageseinrichtung für Kinder neben der 
Erlaubnispflicht nach Absatz 1 eine Aufsicht nach anderen 
Rechtsvorschriften, so hat die zuständige oberste Landesbe­
hörde ihr Tätigwerden zuvor mit der anderen Behörde abzu­
stimmen. Sie hat den Träger der Tageseinrichtung für Kinder 
rechtzeitig auf weitergehende Anforderungen nach anderen 
Rechtsvorschriften hinzuweisen.

(4) Den bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehenden 
Tageseinrichtungen für Kinder gilt die zum Betrieb gemäß 
Absatz 1 erforderliche Erlaubnis als widerruflich erteilt.

§ 14
Örtliche Prüfung

(1) Die zuständige oberste Landesbehörde soll nach den 
Erfordernissen des Einzelfalls an Ort und Stelle überprüfen, 
ob die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis wei­

terbestehen. Sie soll die zuständige kommunale Behörde der 
Stadt oder der Gemeinde an der Überprüfung beteiligen.

(2) Die zuständige oberste Landesbehörde kann dem Träger 
einer erlaubnispflichtigen Tageseinrichtung für Kinder die 
weitere Beschäftigung der Leiterin, eines Beschäftigten oder 
sonstigen Mitarbeiters ganz oder für bestimmte Funktionen 
oder Tätigkeiten untersagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß sie die für ihre Tätigkeit erforderliche Eig­
nung nicht besitzen.

(3) Die von der zuständigen obersten Landesbehörde mit 
der Überprüfung der Tageseinrichtung für Kinder beauftrag­
ten Personen sind berechtigt, die für die Einrichtung benutz­
ten Grundstücke und Räume, soweit diese nicht einem Haus­
recht der Bewohner unterliegen, während der Tageszeit zu 
betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, 
sich mit den Kindern und Jugendlichen in Verbindung zu 
setzen und die Beschäftigten zu befragen. Zur Abwehr von 
Gefahren für das Wohl der Kinder und der Jugendlichen kön­
nen die Grundstücke und Räume auch außerhalb der in Satz 1 
genannten Zeit und auch, wenn sie zugleich einem Hausrecht 
der Bewohner unterliegen, betreten werden. Der Träger der 
Tageseinrichtung für Kinder hat die Maßnahmen nach den 
Sätzen 1 und 2 zu dulden.

§ 15 
Meldepflicht

(1) Der Träger einer erlaubnispflichtigen Tageseinrichtung 
für Kinder hat der zuständigen obersten Landesbehörde

1. die Betriebsaufnahme unter Angabe von Name und An­
schrift des Trägers, Art und Standort der Tageseinrich­
tung für Kinder, der Zahl der verfügbaren Plätze sowie 
der Namen und der beruflichen Ausbildung der Leiterin 
und der Betreuungskräfte sowie

2. die bevorstehende Schließung der Tageseinrichtung für 
Kinder unverzüglich anzuzeigen.

(2) Änderungen der in Ziffer 1 bezeichneten Angaben sind 
der zuständigen obersten Landesbehörde umgehend, die Zahl 
der belegten Plätze ist jährlich einmal nach Anforderung zu 
melden.

§ 16 
Förderung

(1) Alle Träger von Tageseinrichtungen für Kinder erhal­
ten öffentliche Zuschüsse für die Kosten zur Errichtung, zum 
Erhalt und Betrieb der Einrichtungen im Rahmen der vor­
handenen Haushaltsmittel.

(2) Die freien Träger sind verpflichtet, eine an ihrer Finanz­
kraft orientierte angemessene Eigenleistung zu erbringen.

(3) Besonders zu fördernde Tageseinrichtungen für Kinder 
in freier Trägerschaft — z. B. Einrichtungen mit Integration 
von Kindern mit Behinderungen oder Modellversuche — kön­
nen aus öffentlichen Mitteln in voller Höhe der Kosten finan­
ziert werden, die der Kommune entstehen würden, wenn sie 
vergleichbare kommunale Tageseinrichtungen für Kinder glei­
cher Kapazität selbst errichten und betreiben würden.

(4) Einzelheiten zur Förderung, zu den Richtwerten für die 
räumlich-hygienischen Bedingungen und zur Ausstattung der 
Tageseinrichtungen für Kinder werden .durch die zuständigen 
Minister näher bestimmt.

§ 17
Erhebung von Elternbeiträgen

(1) Für die Inanspruchnahme der Leistungsangebote der 
Tageseinrichtungen für Kinder können von ihren Trägern 
Elternbeiträge festgelegt werden.

(2) In den vom zuständigen Minister des Landes erlassenen 
Durchführungsbestimmungen können für die Inanspruch­
nahme von Tageseinrichtungen für Kinder pauschale Beträge 
festgesetzt oder ihre Staffelung nach Einkommensgruppen 
bzw. Anzahl der Kinder der einzelnen Erziehungsberechtigten 
vorgenommen werden. Wenn die finanzielle Belastung durch


